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Der Stadtrat wird aufgefordert, bei der in die Zuständigkeit des Gemeinderats fallende Gewäh­
rung von Baurechten auf dem Areal Thurgauerstrasse West solche Verträge zum Beschluss 
vorzulegen, welche die Gewährung des Baurechts mit der Pflicht verbinden, die Kostenlimiten 
gemäss der kantonalen Wohnbauförderungsverordnung (WBFV, AS 841) einzuhalten und pro 
Baufeld ein Drittel subventionierter Wohnungsbau zu realisieren. 

Begründung: 

Es ist anspruchsvoll das städtische Anliegen einen Drittel subventionierten Wohnungsbau im 
Konkreten umzusetzen. Dazu braucht es eine hohe Kostendisziplin der Bauherrschaft. Denn 
wird die rechtliche Baukostenlimite nicht eingehalten, ist eine Wohnungssubvention nicht mög­
lich. 

Bei einer allfälligen Nichteinhaltung der Kostenlimiten auf den Baufeldern C und E soll der ge­
forderte Anteil an subventionierten Wohnungen auf dem Baufeld D1 (Hochhaus) kompensiert 
werden. Für das Teilgebiet D1 (Hochhaus) weist das Richtkonzept einen Wohnanteil von O % 
aus. Die Wohnanteile könnten übertragen werden. 

Das heisst konkret, würden die Kostenlimiten in den Baufeldern C und E nicht eingehalten, 
müsste im schlimmsten Fall sämtliche subventionierte Wohnungen auf dem Baufeld D1 
(Hochhaus) verwirklicht werden. Die Annahme, dass auch ein Hochhaus innerhalb der Kos­
tenlimite erstellt werden kann, ist sehr ambitiös und keineswegs gesichert. Die Zielsetzung 
einen Drittel subventionierten Wohnungsbau im Gestaltungsplanperimeter zu erstellen, würde 
damit eher unwahrscheinlich. Es ist deshalb frühzeitig zu sichern, dass die Kostenlimiten pro 
Baubereich eingehalten werden. Dazu braucht es mit den Baurechtsnehmenden der einzelnen 
Teilbereiche verbindliche Vereinbarungen in den Baurechtsverträgen. 

Im Rahmen der Arealentwicklung Thurgauerstrasse gibt die Stadt eigenes Land für den ge­
meinnützigen Wohnungsbau im Baurecht ab. So kann sie mittels entsprechender Auflagen 
bzw. vertraglicher Bestimmungen oder Anpassungen projektspezifischer Art die Bau­
trägerschaft dazu verpflichten, einen Teil des entstehenden Wohnraums als subventionierte 
Wohnungen anzubieten. Dies wurde bei den jüngsten Baurechtsabgaben (Areal Obsthalden, 
Hardturm-Areal und Koch-Areal) regelmässig umgesetzt, wobei die jeweilige Bauträgerschaft 
verpflichtet wurde, einen Drittel der Wohnungen im subventionierten Wohnungsbau anzubie­
ten. Auch bei den Baurechtsabgaben «Areal Thurgauerstrasse West» ist vorgesehen, die ge­
meinnützigen Bauträgerschaften zu einem Anteil an subventionierten Wohnungen zu verpflich­
ten. Da es sich um ein städtisches Grundstück handelt, sind die städtischen Wohnbauziele 
binden und deshalb ist der Anteil an subventionierten Wohnungen auf ein Drittel festzusetzen. 

Gemeimsame Behandlung mit der Weisung 2018/87 Öffentlicher Gestaltungsplan «Thurgau­
erstrasse Teilgebiete A und C-F Wohnen/Gewerbe», 


